
Atomstop unterbrochen
W esten: Moskau zwingt uns zu weiteren Versuchen — UNO m ißachtet

Washington/Genf (ap/dpa). D ie  USA und Großbritannien 
gaben bekannt, daß die Sowjetunion am 1. und 3. November 
—  also nach, dem Stichtag, den sich die beiden Westmächte 
fü r die befristete Einstellung ihrer Atomversuche gesetzt hat­
ten —  zw ei neue Atomwaifenexplosionen ausgelöst hat. D ie 
Westmächte zogen aus diesem Verhalten der Sowjetunion die 
Konsequenz und erklärten sich nicht mehr an ihre F re iw illige , 
Verpflichtung gebunden, vom  31. Oktober an ein Jahr lang 
keine Atomwaifenversuehe durchzuführen. Dennoch wollen die 
USA und Großbritannien ihre Versuche vorläufig nicht w ieder 
aufnehmen und sich auf der Genfer Konferenz über eine E in­
stellung der Atomversuche trotz des enttäuschenden Konferenz­
beginns um eine Vereinbarung bemühen.

W enn die Sowjetunion jedoch 
die Versuche auch jetzt' fortset­
zen sollte, ist m it einer W ieder­
aufnahme der westlichen Test­
reihe zu rechnen. W örtlich  er­
klärte Präsident Eisenhower 
h ierzu: „Fa lls  d ie Sowjetunion 
nicht in  Kürze eine entspre­
chende Verzicht erklärung ab­
gibt, werden die U SA gezwun­
gen sein, ihre Haltung zu über­
prüfen.“

Präsident Eisenhower stellte 
w eiter fest, daß die fortgesetz­
ten sowjetischen Versuche auch 
einer Entschließung der UNO- 
Vollversammlung widersprä­
chen, in der die Teilnehmer der 
Genfer Konferenz aufgefordert 
wurden, ihre Versuche auf die 
Dauer der Genfer Konferenz 
einzustellen. „D iese Handlung 
der Sowjetunion enthebt die 
U SA  jeder Verpflichtung aus 
ihrem Angebot, die Atomwaffen­
versuche einzustellen.“

Außenminister Dulles gab auf 
einer Pressekonferenz bekannt, 
daß seine Peg ieru n g  in  der 
Nacht zum Montag Kenntnis 
von den letzten sowjetischen 
Versuchen erhalten habe. In  fa i­
rer  W eise habe sie dies der so­
wjetischen Regierung m itgeteilt 
und ihr die 'M öglichkeit ge­
geben, sich hierzu zu äußern. 
Da die Sowjetunion dies aber 
nicht getan habe, sei die Be­
kanntmachung durchEisenhower 
erfo lgt.

D ie  Aussichten auf einen E r­
fo lg  der Genfer Konferenz ha­
ben sich nach Londoner Auffas­
sung verschlechtert, doch w ird  
immer noch vo r übereiltem Pes­
simismus gewarnt. Politische 
K re ise  sind zum T e il geneigt, 
die beiden sowjetischen V er­

suche als Schachzüge in  dem 
R ingen  um die Ausgangsposition 
anzusehen. Entscheidend sei, ob 
die sowjetische Regierung auf 
ihrem Territorium  Kontrollsta­
tionen zulasse.

D ie Genfer Verhandlungen der 
drei Atommächte über die E in­
stellung von Kernwaffenver­
suchen kamen auch bisher nicht 
voran. Nach dem Kommunique 
befaßten sich die Delegierten 
m it den vorliegenden Plänen 
und Tagesordnungsvorschlägen 
der drei Teilnehmer. Gleichzei­
t ig  wurde den D elegierten die 
Erklärung der amerikanischen 
Regierung zur Fortsetzung der 
sowjetischen Atomversuche zur 
Kenntnis gebracht..

SSO-Ägent verhaftet
B erlin  (dpa). Unter dem drin­

genden Verdacht landesver­
räterischer Beziehungen ist 
nach M itteilung der W est­
berliner Po lize i der Ingenieur 
Bruno Langbein aus der Sow jet­
zone verhaftet worden. E r soll 
seit September 1957 Verbindun­
gen zu einem Angehörigen des 
sowjetischem Geheimdienstes 
unterhalten und diesem einen 
ihm bekannten Kaufmann aus 
der Bundesrepublik ausgeliefert 
haben. Dieser Kaufmann, der 
nach M itteilung der Po lize i 
flüchtig ist, soll M aterial und 
technische Daten über Aus­
rüstungsgegenstände, der Bun­
deswehr an Langbein gelie fert 
haben.

Zwei Konsisforlen geplant?
Yatikanstadt (dpa). Papst Jo­

hannes X X I I I .  beabsichtigt, die 
Lücken im  Kardinalskollegium  
in zwei Etappen aufzufüllen. Er 
w erde zwei Konsistorien einbe­
ru fen : eines fü r den Dezember, 
das zweite fü r M ärz kommen­

den Jahres. Im  Dezember werde 
er diejenigen Kardinalskreatio­
nen vornehmen, die „unumstrit­
ten“ sind und sich „sozusagen 
von selbst ergeben“ . E in ige K a r­
dinalshüte gedenke Papst Jo­
hannes, so wurde erklärt, erst 
nach reiflicher Überlegung zu 
vergeben. Deshalb das »w eite 
Konsistorium  im  März. D ie 
Aussichten, daß Deutschland 
einen dritten Kardinalshut er­
halten könne, werden im  Vati­
kan als nicht sehr groß be­
trachtet.

Adenauer mit 
„Goldenem Herzen"

W ashington (ap). D er inter­
nationale „V arie ty  Club“ hat 
Bundeskanzler Adenauer das 
„Goldene H erz“ zuerkannt, da» 
fü r Verdienste auf humanitäre!* 
Gebiet vergeben w ird . D er deut­
sche Regierungschef erhielt die 
Auszeichnung nach M itteilung 
des K lubs insbesondere „fü r 
seinen hervorragenden Beitrag 
zur Förderung der Humanität 
und des Friedens“*
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Nichts gelernt?
3v. W . B. Ungern blicken w ir  

zurück, wenn w ir  Bedrückendes 
h inter uns haben. Ungern lassen 
w ir  uns aber auch an das er­
innern, was w ir  aus entschei­
denden Erlebnissen unserer Ge­
schichte lernen- wollten, aber 
vielleicht zu lernen unterlassen 
haben. D ie  Deutschen haben 
keine Vorliebe fü r nationale E r­
innerungstage —  fü r die dunklen 
unter ihnen schon gar nicht. Da­
bei aber täte es uns gut, an die­
sem 9. Novem ber uns innezuwer­
den, w o w ir  eigentlich nach dem 
9. Novem ber von 1918 und dem 
zweiten 9. Novem ber von 1938. 
heute stehen. Man könnte wohY 
meinen, daß beide Novem ber — 
der vor 40 Jahren und der an­
dere vo r 20 Jahren —  nie das 
ganze V o lk  angegangen sind 
oder ga r geprägt haben. Der 
B lick  zurück aber nimmt uns 
a lle Selbstgefälligkeit. W ir  mö­
gen, w o  auch immer w ir  am 
Ende des ersten W eltkrieges bei 
der Ausrufung der ersten deut­
schen Republik gestanden ha­
ben, —  und w ir  mögen, be­
schämt und zähneknirschend w ie 
nur immer, vor dem Scherben­
haufen der Kristallnacht uns 
verhalten haben: In  beiden E r­
eignissen prägte sich fü r die zu­
schauende W e lt  ein Stück deut­
scher Möglichkeiten.

D ie  eine w ar ein freundlich 
demokratischer Versuch, das 
Schicksal des deutschen Volkes 
in  die Hände gestaltungsw illiger 
B ürger zu geben; die andere die 
zynische M obilisierung eines In ­
stinkts, um den jüdischen T e il 
des Volkes gewaltsam  auszurot­
ten. D er aus dem 9. Novem ber 
1918 hervorgegangene W eimarer 
Staat der Deutschen hat nur 
15 schwere mühselige Jahre ge­
leb t und is t an seiner demokra­
tischen U nreife zerbrochen. Und 
der sich m it der Gewalttat vom 
9. Novem ber 1938 repräsentie­
rende H itler-Staat stürzte nicht 
nur die Deutschen, sondern 
Europa und große T e ile  der 
W e lt  in eine verhängnisvolle 
Unordnung. 20 Jahre danach 
stehen w ir  m itten in  einem P ro ­
zeß, der von den Schatten der 
beiden Erinnerungen der Deut­
schen offensichtlich immer w ie­
der um lagert w ird.

Haben w ir  die Demokratie, 
die w ir  vor 40 Jahren zum ersten

M ale begannen, vor 10 Jahren 
zum wiederholten M ale unter­
nahmen, nun w irk lich  in  F leisch 
und B lut? Und sind w ir  den 
ßchauervollen Regungen der 
Diktatur, w ie sie sich am grau­
envollsten vor 20 Jahren um uns 
demonstrierte, nrit allen Konse­
quenzen entgangen? Vieles läßt 
sich anführen, um den Staat, in  
dem heute der größere T e il der 
Deutschen lebt, als einen Staat 
neuer eigenw illig  demokratischer 
Prägu ng zu erklären. Aber nicht 
v ie l weniger, um das Zu fällige 
und Unorganische in  seiner de­
mokratischen Institution und 
seinem staatlich politischen L e ­
ben erkennbar zu machen. W ir  
leben ganz offensichtlich aus 
dem Wunsche, es nicht noch ein­
mal so zu machen, w ie  es uns 
vordem  zur Katastrophe aus­
schlug. Zum anderen aber hören 
w ir  vielfach die Entwicklung 
unserer gesellschaftlichen F o r ­
men m it dem Vorw urf bedacht, 
die politisch betriebsamen und 
führenden Schichten förderten 
auf vielen Gebieten des pri­
vaten und Öffentlichen Lebens 
eine Restauration, eine W ieder­
herstellung von längst Vergan­
genem.

Natürlich stimmen unsere so­
zialen und gesellschaftlichen 
W irklichkeiten von heute m it 
den Proklam ationen unserer 
Parte ien  nicht überein, w ie  sie 
sie nach 1945 als unmittelbare 
aus Asche und Zorn geborene 
Le itb ild er aufgestellt haben. Es 
ist aber fü r  die Parteien  gew iß 
keine Schande, wenn sie bei dem 
Vergleich von einst Gewolltem  
m it heute Erreichtem schwer­
w iegende Diskrepanzen haben 
feststellen müssen. N icht im ­
m er werden w ir  die Bilanz da­
m it abzhschließen haben, daß 
die politischen Ergebnisse hin­
ter den Idealen zurückgeblieben 
sind. Unser wirtschaftlich-sozia­
les Panorama und unser Pa r- 
teien-Gefüge weisen heute Züge 
auf, w ie  sie keine der führen­
den politischen K rä fte  einst ge­
plant oder erdacht hat. W ir  
sind Zusammenballungen des 
politischen W illens nahegekom­
men, w ie sie uns aus der Sorge 
um den Vielparteien-Splitter- 
staat von W eim ar ebenso w ie 
um die E inpartei en-Diktatur 
H itlers niemals mehr erstre­
benswert erschienen. K e in  W un­
der, daß w ir  heute um das

Grundgesetz, das das Bonner 
Provisorium  als Grundlage für 
den künftigen Einheitsstaat' der 
Deutschen m it w eiser und be­
hutsamer Hand schuf, schon 
manchen harten, neuen W ind 
fegen  hören.

*

Um  das Grundgesetz und 
seine Form ulierungen waren 
1948 die Gegner und Getroffenen 
der H itler-D iktatur und die E r­
fahrenen aus W eimars Stärke 
und Schwäche versammelt. Und 
wenn je  eine Verfassung mit 
der Perspektive gegründet w ur­
de, aus Schwächen und Fehlern 
der Vergangenheit zu lernen, 
dann w ar es die Urkunde, die 
seit 1949 das politische Lebens­
gerüst fü r  die Bundesrepublik 
darstellt. Der Freiheit der poli­
tischen Meinungs- und W illens­
bildung hat die neue Staatsord­
nung fre ilich  seither a lle recht­
lichen M öglichkeiten geöffnet, 
aber ebenso sucht sie sich der 
früheren Aushöhlung durch den 
Gruppen-Terror, w ie  sie die 
W eim arer Demokratie begün­
stig t hat, zu erwehren. D ie poli­
tischen Entwicklungen haben 
seitdem die Gefahren von W e i­
mar erfolgreich  niedergehalten.

Man hat o ft beklagt, daß die 
Bundesrepublik nicht in der 
L a g e  sei, ein politisch-mora­
lisches Le itb ild  fü r die zu schaf­
fen, die hinter dem Eisernen 
Vorhang ihren Gewalthabern 
ausgesetzt sind. W ir  meinen, 
daß ein solches geistig-po li­
tisches M usterbild fü r eine neue 
westliche Demokratie um so 
mehr eine unerreichbare Fata 
M organa bleiben muß, je  mehr 
dieses Land seine K rä fte  darauf 
konzentrieren muß, ein  solide 
funktionierendes, wirtschaftlich 
und sozial stabiles und krä ftig  
florierendes Land zu sein und 
zu bleiben. Eine Ideologie 
müßte so oder so den fre i 
schaffenden Menschen einengen 
und vergewaltigten. W ir  müssen 
darauf hoffen, daß die großen 
W erte, die heute im  freien 
Deutschland so scheinbar plan­
los und bisweilen vielfach irre­
geleitet entstehen und lagern, 
sich dann erst zu einer w irklich 
überzeugenden Form  der Demo­
kratie entwickeln, wenn sie im 
ganzen Deutschland in  Freiheit 
sich verteilen  und ordnen 
können.



KroIIs Mission
W . Bonn. —  D er Botschafter 

der Bundesrepublik in  Moskau, 
Dr. Hans K ro ll, w ill sich be­
mühen, in Moskau die Gelegen­
heit zu erhalten, über den so­
wjetischen Rundfunk zur Bevöl­
kerung des Landes zu sprechen. 
E r w ird  dabei auf die Tatsache 
hinweisen, daß der sowjetische 
Botschafter in Bonn, Smirnow, 
kürzlich eine Viertelstunde 
im  Bayerischen Rundfunk re­
den konnte. Von seiten der 
Bundesregierung wurde jetzt 
darauf hingewiesen, daß schon 
verschiedene Botschafter w est­
licher Staaten darunter 'D iplo­
maten der Schweiz usw., im  
Moskauer Rundfunk sprechen 
konnten. Man hält daher den 
Versuch K ro lls  nicht fü r aus­
sichtslos. Zweifellos würde 
K ro ll, wenn er Gelegenheit da­
zu erhielte, über die W iederver­
ein igung Deutschlands in F re i­
heit reden.

D ie neue N ote der Bundes­
regierung, in der erneut die 
Einsetzung eines Viermächte- 
Gremiums zur Behandlung der 
deutschen F rage  gefordert w er­
den w ird , soll etwa in  einer

D T . „W er  den Pudding prü­
fen  w ill, muß ihn essen —  Sie 
sind eingeladen.“  D iese empfeh- 
lenden WoVte, dem Ostberliner 
Verwaltungschef Ebert zur E r­
läuterung seines Briefes an 
Brandt vor einer Pressekonfe­
renz ausgesprochen, kennzeich­
nen ungewollt das kommunisti­
sche Angebot als eine Süßspeise, 
deren wahre Zusammensetzung 
man o ft nicht sofort feststellen 
kann. Und der Zeitpunkt des 
Briefes —  w enige Wochen vor 
den W estberliner W ahlen — 
läßt denn auch w en ig  Zweifel, 
daß h ier unter anderem der 
Zuckerguß fü r die SED-Propa- 
ganda zubereitet werden sollte. 
Das Erkennen des Motivs sollte 
jedoch nicht davon abhalten, 
auch die Substanz des fü r W est­
berlin  —  ach —  so wohlgemein­
ten Angebotes näher zu unter­
suchen.

D er an sich natürliche V or­
schlag, leichtverderbliche L e ­
bensmittel, w ie  M ilch und Ge-

W oche dem Sowjetbotschafter 
Smirnow in Bonn übergeben 
werden. D er genaue Inhalt ist 
noch immer unbekannt. Bundes­
außenminister Dr. von Brentano 
hat ihn auch nicht dem Aus­
w ärtigen  Ausschuß des Bundes­
tages vorgelegt, m it dem er am 
Donnerstag darüber beraten 
hat. In  SPD -Kreisen  ist trotz 
der Versicherung des Ministers, 
daß die neue N ote m it dem ein­
stimmigen Beschluß des Bun­
destages vom Juli übereinstim­
men werde, ein gewisses M iß­
trauen hängengeblieben; im  
ganzen freilich  sind die Über­
legungen darüber, daß die Bun­
desregierung die alle politischen 
Wünsche berücksichtigende 
Form  finden werde, den Bun­
destagsbeschluß den Sowjets 
gegenüber plausibel zu machen.

Im  allgemeinen kann man 
feststellen, daß die Hoffnung auf 
eine E jn igung m it der Sow jet- 
feg ierun g über die Einsetzung 
einer Viermächte-Botschafter- 
konferenz geringer geworden 
ist. Obwohl sich die A bgeord­
neten, von denen der Gedanke 
ausging, nicht so leicht ent­
mutigen lassen, hat die neue 
Rede Smirnows doch ihre B e­
sorgnis verstärkt.

müse, aus der unmittelbaren 
Umgebung nach W estberlin  zu 
liefern, ist gezielt auf die Un­
zufriedenheit m it der Qualitäts­
einbuße, die diese W aren auf 
dem langen Transport aus dem 
Bundesgebiet erleiden. Gegen­
über diesen K lagen  kann sich 
Ebert, ungeachtet der M ilch­
knappheit im eigenen Bereich, 
„großzügig“ zeigen. D ies fä llt  
ihm um so leichter, als er an 
Gegenlieferungen ausdrücklich 
nicht etwa ähnliche Lebensm it­
tel fü r sein Zonen-Randgebiet, 
sondern gute, harte W erkzeug­
maschinen und schwerindu­
strielle Erzeugnisse fordert, die 
Pankow  im  Interzonenhandel 
zur Zeit wegen seiner L ie fe r ­
rückstände nur schwer erhalten 
kann. Hinzu kommt, daß eine 
verstärkte Abhängigkeit W est­
berlins von Zonen-Lieferungen 
auch noch ein willkommenes 
Druckmittel sein könnte, über­
rascht hat in diesem Zusammen­
hang eigentlich nur das ziem ­

lich offene Eingeständnis, daß 
die gewünschten W aren wesent­
lich wären fü r die E rfü llung 
der mitteldeutschen Exportver­
pflichtungen gegenüber Rot-, 
china.,

D ie  plötzliche Konzilianz ge­
genüber den Grenzgängern ist 
wahrscheinlich nicht nur auf 
Wahlkampfrücksichten, sondern 
auch auf die katastrophale 
Flucht von Fachkräften aus 
dem Zonengebiet zurückzufüh­
ren. An  die vorgeschlagene Aus­
zahlung der Löhne in der W äh­
rung des Wohnortes dürfte sich 
außerdem die Hoffnung knüp­
fen, das Ärgern is der im  Westen 
arbeitenden Ostberliner au f kal­
tem W ege zu beseitigen. Denn 
eine solche Regelung würde die 
Wahrnehmung des W ährungs­
gefälles verhindern und damit 
dem im  W esten arbeitenden 
Ostberliner die Teilnahme an 
den W irtschaftserfolgen der 
Bundesrepublik unmöglich ma­
chen. D ie  Konsequenz könnte 
nicht ausbleiben; diese Gruppe 
der Grenzgänger w äre an der 
A rbeit in W estberlin  nicht län­
ger interessiert. Umgekehrt 
müßten die gesuchten 10 000 
W estberliner Fachkräfte bei 
einer A rbeit im  Osten keinen 
Währungsnachteil mehr befürch­
ten. Ob allerdings die daran 
geknüpften Spekulationen der 
Kommunisten auf eine stärkere 
Anwerbung von Fachkräften 
sich erfü llen  würde, darf man 
jedoch bezweifeln. Darüber, daß 
es ihm bei- seinem Stellenange­
bot nicht um die älteren ar­
beitslosen Angestellten in  W est­
berlin geht, ließ Ebert w en ig 
Zweifel.

D ie  angekündigten Reise-E r­
leichterungen könnten dagegen 
in  der Ta t ein Fortschritt fü r 
die Situation W estberlins sein 
—  wenn sie rea lisiert würden. 
W ährend dafür aber in  dem 
Schreiben an Brandt als fester 
Term in der 17. Novem ber ange­
geben w ird , w ich Ebert einer 
genauen Beantwortung der 
Frage aus, ob eine M ilderung 
der ohnehin einseitigen Reise­
beschränkungen als einseitige 
Maßnahme Pankows geplant 
sei. E r  ließ im  Gegenteil durch- 
blicken, was einer der entschei­
denden Gründe für das Angebot 
is t: „W ir  wollen verhandeln“ , 
und das auf gleicher Ebene zw i­
schen Senat und Magistrat.,

Pudding von drüben
Eberts Angebot als „W ahlschlager“  für die SED



Mauerblümchen des Wirtschaftswunders
Am Bonner Bundeshaus sind Budenbesitzer auf den Souvenirs sitzengeblieben

W . Bonn (Eigenbericht). Als 
hätte um Mitternacht ein mäch­
tiger Glockenschlag dem mun­
teren Treiben jäh ein Ende be­
re itet: So blickt die süße Stoff­
puppe m it erstarrtem Lächeln 
auf die regennasse Fenster­
scheibe. Ih r Pferdchen, auf dem 
sie ritt, is t w ieder zu einem un­
beweglich-klobigen Faß gew or­
den, und was das rote H erz in 
ihrer Hand vor dem Schlag der 
Turmuhr war, w agt man nicht 
auszudenken. Jetzt herrscht 
ringsum tiefe Schwermut. Der 
Fußball m it dem Sparschlitz, 
unter dem — man weiß nicht 
w ieso und warum '—  m it großen 
Buchstaben „Bundeshaus" ge­
schrieben steht, ist ein w en ig 
auf die Seite gekugelt. V ielleicht 
w ollte er sich der Vase nähern, 
w eil auch auf ihrem dicken 
Bauch das Rätselwort „Bundes­
haus“ steht. Aber dazwischen 
hat sich dreist ein ordinäres 
Stück Baumrinde geschoben, das 
prahlerisch auf seinem Rücken 
ein buntgemaltes, langes Haus 
zur Schau stellt.

Bestellt —  nicht abgeholt
W enn man durch die Scheibe 

in  den K iosk hineinblickt, kann 
man die kleinen Tragödien 
ahnen, die sich um diese Jahres­
ze it abspielen müsien. Da lie ­
gen sie nun, die Verschmähten 
und Vergessenen, die Mauer­
blümchen des W irtschaftswun­
ders. Vorbei ist der Sommer und 
die Saison, und niemand hat sie 
mitgenommen. Der Jammer 
g re ift  einem ans Herz. T a g  für 
T a g  sind in den heißen Wochen 
hier 3000 bis 4000 Menschen vor­
beigezogen. A u f dem W eg  vom 
Parkplatz ins Bundeshaus haben 
sie vielleicht einen neugierigen 
B lick in  die Auslage geworfen, 
an der Theke eine Coca oder 
Raspa getrunken, und dann sind 
sie achtlos weitergegangen.

D ie edle Kunst g ilt  nichts 
mehr. Selbst die schönen bun­
ten Hütchen aus v ie r  Lappen, 
um die sich in  früheren Jahren 
die Leute rissen, sind diesmal 
liegengeblieben, obwohl auch sie 
inzwischen das B ild  des weißen 
Hauses am Rhein tragen. Ab 
und zu hat noch jemand etwas 
Nützliches, einen Aschenbecher 
m it Bundeshaus oder eine Mok­

katasse m it Bundeshaus ge­
kau ft; aber den meisten war es 
genug, wenn sie ein paar Post­
karten mitnahmen, w ie sie hier 
so geschmackvoll angeboten w er­
den, etwa mit1 dem poetischen 
Spruch:

D ie Laune gut, der Beutel leer, 
das soll uns nicht verdrießen, 
W ir  sitzen hier beim Glase W ein 
und lassen herzlich grüßen.

Jetzt, im  traurigen Herbst, 
s itzt hier niemand, weder bei 
der Coca noch beim Glase W ein. 
N ur wenn der unermüdliche 
Bundestag seine Sitzungen ab­
hält, rollen von fern  her die 
dicken Omnibusse heran, öffnen 
ihre Schläge, und heraus quel­
len die Mengen, die einmal das 
westdeutsche Parlament in A k ­
tion sehen wollen. Wenn sie sich 
rechtzeitig —  drei oder vier M o­
nate vorher —  angemeldet ha­
ben, dann dürfen sie für 90 M i­
nuten auf die Tribüne klettern 
und von oben stumm herab­
sehen, w ie  sich ein Redner er­
e ifert und vor ihm verstohlen 
die Zeitung gelesen w ird.

Fast jeder 10. Bundesbürger
Das Bundeshaus in Bonn ist 

zu einer Attraktion geworden. 
Von  Jahr zu Jahr wächst die 
Besucherzahl, rund vier M il­
lionen sind es jetzt schon seit 
1949 —  fast jed er zehnte Bun­
desbürger. Und ringsum ist der 
falsche Zauber der Buden und 
der Souvenirs emporgeschossen 
w ie  P ilze  auf feuchtem Boden.

Durchsichtige Fälschung
B erlin  (Eigenmeldung). Von 

-sowjetzonaler Seite werden seit 
ein igen Wochen gefälschte F lu g ­
b lätter m it dem Namen der 
„Kam pfgruppe gegen Unmensch­
lichkeit“  versandt, die in Form  
und * Aufmachung den von der 
K g U  hergestellten F lugblättern 
ähneln. D ie Fälschung ist eben­
so leicht zu erkennen w ie  ihre 
w irklichen Absender, wenn man 
nur den einen Satz lies t: „H o- 
.len w ir  unsere Brüder und 
Freunde aus dem W ehrdienst­
verhältnis zurück!“ D ie Versen­
dung erfo lg t brieflich  an die 
westdeutsche Bevölkerung.

Anfangs w ar es ein schönes 
Geschäft. A u f dem L ikörglas 
m it dem Bonner Wappen-Greif, 
auf dem W einpokal m it dem 
Bundeshaus lag  der Glanz der 
Kuriosität. Im  Lau fe der Zeit 
ist dieser Glanz matt geworden. 
Nun kauft man an den Kiosken 
gleich eine ganze Serie jener 
Armwappen, w ie  sie vo ll Stolz 
auf die Anoraks genäht w erden : 
vom  Drachenfels über die Lo re ­
le i bis hin zum „Nederland“ . 
Im  Herbstwind hängen die 
durchnäßten W im pel schlapp 
herum und warten lustlos auf 
die letzten Besucher. Am  Post­
kartenstand blickt Adenauer ein 
w en ig  m ißm utig auf Theodor 
Heuss herab, der protokollw i­
d rig  unter ihn verpflanzt w or­
den ist. Es macht keinen Spaß, 
h ier so sinnlos im  Hegen zu 
hängen: W er m ag um diese 
Jahreszeit noch Karten schicken!

Besitzstand w ird  ermittelt
Dis Verluste der Flüchtlinge

W. Bonn (Eigenmeldung). Im  
kommenden Jahr sollen die 
Schäden und Verluste, die 
Flüchtlinge aus der Sowjetzone 
und aus dem Ostsektor Berlins 
bei ihrer Flucht erlitten haben, 
festgestellt werden. A lle  F rak ­
tionen des Bundestages haben 
sich m it dem Vorschlag der 
F D P  einverstanden erklärt, ein 
Gesetz über die „Beweissiche­
rung des Besitzstandes“ der So- 
w jetzonen-Flüchtlinge zu erlas­
sen. Das Gesetz, das fü r mehr 
als eine M illion  Menschen im 
Bundesgebiet und in W estberlin 
gelten w ird , soll noch keinen 
Rechtsanspruch auf W iederher­
stellung des früheren Besitz­
standes geben. Es soll aber die 
Rückerstattung nach der W ie ­
dervereinigung Deutschlands 
vorbereiten. Nach dem Entwurf 
soll sich die Beweissicherung 
nicht nur auf Grundbesitz und 
W irtschaftsgüter beziehen, son­
dern auch auf Hausrat, Sparein­
lagen, Anteile an Kapita lgesell­
schaften und Kunstgegenstände. 
D ie F lüchtlinge sollen ihre 
Schäden auf einem amtlichen 
Form ular angeben und dabei Be­
weism ittel und Zeugen nennen.



„Hört aal, Westdeutschland zu kritisieren“
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

B. Berlin  (E igenber.). Presse, 
Rundfunk und unzählige A g ita ­
toren stehen in der Zone im  
„rollenden“ Einsatz fü r Wahlen, 
deren Ergebnis bereits feststeht. 
D ie SED läßt sich überall fe iern  
und beklatschen. Aber hinter 
dem ganzen Rummel steht die 
ernste K r it ik  der Bevölkerung. 
Au f zahlreichen Versammlungen 
werden Fragen  gestellt, die 
Aufschluß • über die Ansichten 
der Menschen zwischen Elbe 
und Oder geben, auch wenn 
man diese Fragen  dialektisch 
abzufangen versucht.

C H E M N IT Z
W arum  gemeinsame L iste?  

„W ahlen g ib t es doch nur in 
Westdeutschland, w o verschie­
dene Parteien auftreten“ , sagten 
Jungwähler in Chemnitz nach 
einem Bericht der SED-Zeitung 
„Volksstim m e“. D ie Antw ort 
lautete: „Es ist aber etwas K o ­
misches m it dieser Demokratie, 
w o immer nur Kapitalismus 
oder Reaktion herauskommt.“ 
Zwischenruf: „ Ih r  weicht doch 
aus.“  A n tw ort: „W ir  sagen w ie  
Adenauer, keine Experimente. 
W ir  wollen keine Experimente, 
damit es nicht rückwärts geht. 
W er heute gegen die L iste  der 
Kandidaten der Nationalen 
Front ist, spricht gegen die 
fortschrittlichen guten E rfah ­
rungen.“

„W egen  einer Straßenlaterne 
nicht wählen.“ V iele Bürger 
würden w egen schlechter Dach­
reparaturen, fehlender Straßen­
beleuchtung und dem m angel­
haften Angebot in HO-Geschäf­
ten nicht wählen wollen, schreibt 
die „Volksstimme“ weiter.

„Tonnenideologie contra P lan ­
erfüllung.“  V ie le  Industrie­
betriebe melden P lanerfolge, die 
nicht stimmen. Von einer Jah­
resauflage von 24 000 Rundfunk­
empfängern wurden erst 14 400 
Stück ausgeliefert. Gemeldet sei 
aber eine hundertprozentige 
Planerfüllung. Das s.ei Ausdruck 
von „Tonnenideologie“ .

G R E IF S W A L D
A u f einer Wählerversammlung 

der SED kritisierten Versamm­
lungsteilnehmer die Einheits­
liste. Der SED-Kandidat K ro li- 
kowski sagte dazu; „D ie E in­

heitsliste ist nicht nur ein Be­
dürfnis der SED, sondern sie 
lieg t im  Interesse aller. Es wäre 
sinnlos, sich Parteien w ie  die 
Brötchen im  Bäckerladen aus­
suchen zu können.“ Jungwähler 
erklärten auf der gleichen W ahl­
versammlung: „H ört auf, W est­
deutschland zu kritisieren. Das 
schafft doch keine Grundlage 
fü r ein gemeinsames Z iel.“ Sie 
wurden dialektisch w iderlegt: 
„Das gemeinsame Ziel ist der 
Frieden. Bonn ist gegen den 
Frieden, also müssen w ir  Bonn 
kritisieren.“

Vopo-Studenten unbeliebt. D ie 
uniform ierten Mediziner sind 
bei den Mädchen in Greifswald 
nicht gern gesehen. W enn sie in 
Z iv il kommen, gehen die Mäd­
chen m it ihnen aus. In  Uniform 
werden sie gemieden.

R O S T O C K
Volldam pf hinter die W e tt­

bewerbe : D ie ökonomischen
Hauptaufgaben hätten einen tie­
fen  politischen Inhalt, sagte 
SED-Funktionär Westphal aus 
Rostock, denn bis 1961 solle die 
atomare Aufrüstung der Bonner 
Arm ee beendet sein —  und bis 
dahin müsse die Zone W est­
deutschland im  Pro -K op f-V er­
brauch überrundet haben, um 
die Überlegenheit des sozialisti­
schen Systems zu beweisen.

M E IS S E N
Paßgesetz und Schlagermusik. 

A u f einem Jugendforum be­
schwerten sich Jugendliche über 
die einseitige Polem ik der SED. 
Sie sagten: „H ört auf, immer 
Westdeutschland zu kritisieren. 
W arum  der Protest, wenn 
D DR-Bürger, die in  W est­
deutschland fü r die D D R  agitie­
ren, eingesperrt werden. W ü r­
den w ir  zulassen, wenn bei uns 
Westdeutsche fü r die Adenauer- 
P o litik  sprechen?“  D ie Antw ort 
des SED-Genossen lautete: „Es 
kommt immer darauf an, w er 
über was spricht. W enn A rbei­
ter nach Westdeutschland fah­
ren, dann sprechen sie über den 
gemeinsamen K am pf fü r den 
Frieden, gegen die K riegsvor­
bereitungen. Das gleiche dürfen 
westdeutsche A rbeiter auch in 
der D D R  sagen.“

K e in  Geld fü r Westschlager. 
A lfred  Kurella  w ies darauf hin,

daß Devisen nur fü r Bedarfs­
güter ausgegeben werden dür­
fen , nicht aber fü r W est­
schlager.

Jetzt nicht a lle um 8 U hr: 
Seit einer W oche unterscheiden 
sich die Verpflichtungen der 
Hausgemeinschaften, geschlos­
sen zur W ahl zu marschieren in  
der Uhrzeit. E in ige wollen um 
7 Uhr, andere um 8, 9 oder 
10 Uhr gehen. Spätestens bis 
12 Uhr sollen alle gewählt haben.

S C H Ö N E B E C K
„Massenflucht aus der W est­

zone“  —  meldet die Magdebur­
ger „Volksstimme“ (SED) täg­
lich. Reporter der Zeitung su­
chen den Bahnhof von Marien­
born ab nach Rückkehrern, Um­
siedlern und „Opfern der N ATO - 
P o lit ik “ . Fün f Aufnahmelager 
fü r Westflüchtlinge sollen in 
der Zone errichtet sein. T a t­
sächlich treffen in Schönebeck 
im  Tagesdurchschnitt nicht 
mehr als 20 sogenannte Rück­
kehrer ein. A ls „arbeitsscheu“ , 
als „Abenteurer“ , „Strolche“ 
oder „dunkle F iguren“ bezeich­
net die Bevölkerung zahlreiche 
sogenannte W estflüchtlinge. 
V ie le  von ihnen sind „ver­
krachte Existenzen“ , die im 
W esten den Boden unter den 
Füßen verloren haben.

D ie Statistik: A ls gute. Tat 
zur W ahl und zu Ehren der 
Novem berrevolution wurde die 
Stadttheaterruine in Magdeburg 
abgetragen. F re iw illig e  H elfer 
bargen in 92 000 Stunden 720 000 
Ziegelsteine, 103 t Schrott, 15 t 
Nutzeisen und 108 kg  Bunt­
metall.

D ie Schlangen haben nicht 
aufgehört. W artende stehen zum 
Wochenende regelm äßig vor 
HO- und Konsumgeschäften. 
D ie Kartoffe lversorgung gerät 
ständig ins Stocken. D ie V er­
käufer kämpfen seit zw ö lf Jah­
ren darum, die W aren „kultur­
vo ll“  zu verkaufen.



Hut statt Fez am Bosporus
Die türkischen Parteien streiten sicli um das Erbe Atatürks

H. Ankara (Eigenbericht). W e ­
n ige K ilom eter von der Haupt­
stadt entfernt lieg t verborgen 
hinter den Hügeln  der w eit­
flächigen Steppenlandischaft in­
m itten eines Pappelhaines ein 
schlichtes, weiß getünchtes Haus, 
das sich äußerlich und mit' sei­
nem einzigen Innenraum nicht 
von einem anatolischen Bauern­
haus unterscheidet. E in  Tisch, 
ein altmodischer Korblehnsessel, 
ein Tassenbord, ein D iwan b il­
den die anspruchslose Einrich­
tung. W äre nicht ein W ärter 
zugegen, aus dessen hinterer 
Hosentasche der R evolvergriff 
hervorschaut, man würde kaum 
vermuten, daß man sich in 
einem Hause Atatürks befindet. 
H ierher pflegte er sich zurückzu­
ziehen, wenn er ganz allein sein 
w ollte.

Sein Volk , das ihn zuerst als 
General in Uniform  kennenge­
lernt hatte, sollte ihn nach sei­
nem W illen  als den eleganten 
Europäer im  Frack —  auf un­
zähligen Fotografien —  vor 
Augen haben; aber Atatürk hatte 
vie le  Gesichter. E r  w ar nur 
58 Jahre alt, als er am 10. N o ­
vem ber 1938 im Sultanspalast zu 
Istanbul an Leberzirrhose ver­
starb, aber kaum zwanzig Jahre 
reichten ihm, um nach Zusam­
menbruch des Ottomanischen 
Vielvölkerreiches die Grundlagen 
eines auf dem türkischen Volks­
tum errichteten Nationalstaates 
zu legen.

Hüter des Erbes
D ie roten Fahnen m it dem 

weißen Halbmond, die am Cum- 
huriyet Bayram, am 35. Jahres­
tag  der Ausrufung der Repu­
blik  vor knapp zwei Wochen 
Ankaras Festfreude bekundeten, 
werden nun auf halbmast ge­
setzt. A lle  Lustbarkeiten, alle 
Musik sind an diesem Tage  ver­
boten, die Nation verein igt sich 
in  drei Schweigeminuten; sie 
trauert um den „Vater der Tü r­
ken“ , der zugleich ih r Leh r- 
und Zuchtmeister war. 1

Zwei große Parteien  streiten 
sich heute darum, w er der wahre 
H üter des echten Erbes sei; die 
von Atatürk selbst gegründete, 
heute von seinem M itstreiter 
und Nachfolger Ism et Inönü ge­

leitete Republikanische Volks­
partei, die bis 1950 am Ruder 
war, und die aus ihr hervor ge­
gangene Demokratische Parte i 
des Staatspräsidenten Celal Ba- 
yar und des Ministerpräsiden­
ten Adnan Menderes.

Der Kam pf spielt sich m it 
einer fü r die Türken bemer­
kenswerten Leidenschaft ab. 
„W illkürherrschaft“ w erfen die 
■einen dem jetzigen  Regierungs­
chef vor, w eil er die Vorwahlen 
innerhalb der eigenen Parte i 
annullierte und Kandidaten sei­
nes Vertrauens auf die W ahl­
listen setzte, w eil er die F re i­
heit der Presse einengt und die 
Unabhängigkeit der Richter an­
tastet. D er „politischen Perver­
sität“  beschuldigen Po litik er der 
D P  Ism et Pascha (w ie er noch 
immer genannt w ird ), w eil er 
„d ie  Agitation  der W ahlzeit 
wachhalten“ w olle  und so das 
normale staatliche Leben störe.

Ich habe aber auch von Men- 
deres-Anhängern den Satz ge­
hört : „Demokratie muß manipu­
liert werden“ , und wenn die 
Opposition mehr oder w eniger 
grobe E ingriffe  in die Pa rla ­
mentswahlen vom Oktober 1957 
behauptet, so muß sie sich daran 
erinnern lassen, daß es bei den 
W ahlen von 1946 alles andere 
als korrekt zugegangen war. 
R ich tig  ist, daß die Regierung 
niemals amtliche Ziffern der vor 
einem Jahr abgegebenen Stim­
men veröffentlicht hat —  nach 
Angaben der R V P  erhielten die 
Demokraten höchstens 48,5 P ro ­
zent — , und daß auch türkische 
Befürw orter des Mehrheitswahl­
systems die W ahlkreise, in denen 
theoretisch eine Stimme über 30 
und mehr Mandate entscheidet, 
fü r zu groß erklären Aber alles 
das interessiert Achmet und 
Mechmet gar nicht so sehr; ihre 
Beschwerden richten sich gegen 
die hohen und steigenden P re i­
se, die in einem seit Jahren in­
flationistisch regierten Land alle 
Lohn- und Gehaltsempfänger zu 
erheblichen Einschränkungen 
zwingen.

Tricks mit dem Brot
K leine Tricks, etwa daß man 

bei festem Brotpreis mehrmals 
das Gewicht und auch die Mahl­

quote verändert, verfangen da 
nicht. Man muß deshalb auf­
rich tig  hoffen, daß mit' H ilfe  
der neuen K red ite  (225 M ill, 
D ollar) nach dem M angoldt-Plan 
und der im Zusammenhang da­
m it verfügten Begrenzung der 
Bankkredite und der wenn auch 
nicht dem Namen, so doch dem 
Tatbestand nach erfolgten A b ­
wertung des Türkpfundes von
2,8 auf 9 Türk. P fd . je  Dollar 
je tz t w irk lich eine Konsolid ie­
rung der W ährung erfolgt.

Der Weg* nach Europa
Geblieben ist von Atatürks 

Erbe der W ille , „den W eg  nach 
Europa“ weiterzugehen, und das 
ist entscheidend. Wenn ich ver­
suche, die Argum ente der bei­
den Seiten gegeneinander abzu­
wägen, so bleibt als w ichtigster 
Unterschied zwischen Republi­
kanern und Demokraten —  die 
in  allen großen außenpolitischen 
Fragen  vö llig  übereinstimmen! 
—  die Forderung nach einem 
Plan, nach einem Program m  der 
Regierung.

M it einem Bevölkerungszu­
wachs von früher zwei, heute 
bereits drei Prozent müssen 
jährlich 750 000 Menschen mehr 
ernährt werden. Man hatte sich 
zunächst damit geholfen, immer 
mehr der Mera, des Gemeinde­
landes, w ie  w ir  sagen würden, 
unter den P flug zu nehmen, und 
in  der T a t hat sich die Acker­
fläche seit 1936 verdoppelt. Aber 
damit is t die Grenze des land­
wirtschaftlich Vertretbaren nicht 
nur erreicht, sondern bereits 
überschritten; wegen V er­
schlechterung der W eide fr iß t 
das V ieh  nicht nur das Gras, 
sondern auch die W urzeln, und 
indem man ansteigendes Gelände 
umbrach, begünstigt man selbst 
den Todfe ind der türkischen 
Landw irtschaft: die Bodenero­
sion. H ie r  muß angesetzt w er­
den. An  der Spitze der Türkei- 
Arbeitsgruppe der F A O  (Food 
and Agricu lture Organisation 
der U NO ) steht heute ein her­
vorragender deutscher Fach­
mann; Pröfessor Dr. F . Baade, 
der übrigens von 1934 bis 1946 
selbst in der Türkei als W ir t­
schaftsberater gelebt hat.



Berliner CDU erhebt Führungsanspruch
Wahlkampf eröffnet — Erste Großkundgebung im Sportpalast

Berlin  (Eigenbericht). M it einer Großkundgebung im  Sport­
palast hat d ie Berliner Christlich-Demokratische Union den 
W ahlkam pf fü r die W ahlen am 7. Dezember eröffnet. Unter 
dem großen B eifa ll der Tausende forderte Bundesminister und 
Dandesvorsiizender Ernst Lem m er, daß die CDU endlich die 
SPD in  der Führung der Berliner P o litik  ablösen müsse. Beide 
Parteien hätten sich zwar um den W iederaufbau der Stadt ver­
dient gemacht, aber ohne die vertrauensvollen Beziehungen der 
CDU zu den führenden Männern der Bundesrepublik wären die 
E rfo lge  nicht möglich gewesen. Im  übrigen werde, stellte 
lem m er  erneut fest, die CDU den W ahlkam pf nicht so führen, 
„daß zur Freude von Ulbricht und Genossen politisches P o r ­
zellan zum Schaden der Sicherheit unserer Stadt zerschlagen 
w ird “ .

Zur F rage  der Beteiligung der 
SED an den W ahlen w ies Lem ­
m er darauf hin, daß gerade in 
W estberlin  eine „P rob e“ —  auch 
fü r den Krem l —  über das 
wahre kommunistische Stärke­
verhältnis gemacht werden 
müsse. D ie  SED, die ihre V er­
sammlungsfreiheit ausnutzen 
könne, führe ihren W ahlkampf 
m it vö lligem  Hecht im  Schwer­
punkt gegen  die „Adenauer­
CDU“. A lle in  durch die Po litik  
der Bundesregierung würden 
„Spekulationen auf eine Schwä­
che des W estens jed er Boden 
entzogen“.

Der Vorsitzende des Bundes­
tagsausschusses fü r  auswärtige 
Angelegenheiten und V izepräsi­
dent des Europarates, Kurt-G e­
org  K iesinger, stellte fe s t: „Be­
vor w ir  uns nicht in  Deutsch­
land in  der F rage  der W ieder­
verein igung geein igt haben, be­
steht w en ig  Aussipht, daß uns 
die Sowjetunion ernst nimmt.“ 
Gerade die CDU w erde nie im 
Kam pf fü r die gesamtdeutsche 
Freiheit nachlassen. Eingehend 
auf B erlin  betonte K iesinger 
unter starkem Beifall, die Stadt 
könne als Ausgangsposition nur 
„m it der Treue unserer Freunde“ 
gehalten werden. Natürlich hät­
ten die Amerikaner m it ihrer 
H ilfe  auch eigene Interessen 
verbunden. „D ie Jahre des Zu­
sammenlebens“ , fuhr er fort, 
„haben aber auch ein Solidari- 
täts- und Freundschaftsgefühl 
zwischen beiden Ländern ge­
schaffen, das nicht so leicht 
verschwinden w ird. Besonders 
die Berliner haben sich durch 
ihre Haltung die Zuneigung ein­
stiger Gegner errungen und uns 
damit allen geholfen,“

Bürgerm eister Amrehn er­
k lärte zu den Vorschlägen von 
Ebert u. a. über einen W aren-

D T . Berlin (Eigenbericht). An 
rednerische Ungeschicklichkeiten 
is t man bei dem aus triftigem  
Grund o ft nervösen Otto Grote­
w ohl gewöhnt. Aber seine A n ­
gr iffe  gegen  Jugoslawien am 
Mittwochabend im  ostsektoralen 
Friedrichstadt - Palast waren 
überlegt und gezie lt; keinesfalls 
w aren sie spontane Erregung 
gegen  sozialistische Verräter, 
w eil G'rotewohl längst alles re­
volutionäre Temperament ver­
loren  hat. So w ar er eigentlich 
auch nicht d ie geeignete P e r ­
sönlichkeit, den 41. Jahrestag 
der sowjetischen Oktober-Hevo- 
lution m it flammenden W orten 
zu verherrlichen, was doch Sinn 
und Zweck der Veranstaltung 
und seiner Festrede sein sollte.

D ie  Kommunisten m ögen ihre 
Feste feiern, w ie sie fallen. 
W enn aber ausgerechnet zu die­
sem Anlaß der M in isterpräsi­
dent eines Ostblocklandes öffent­
lich Jugoslawien attackiert und 
damit einen diplomatischen Zw i­
schenfall heraufbeschwört, so 
zeugt das von grober Unhöflich­
ke it gegenüber dem anwesen­
den jugoslawischen Botschafter.

Em pört und verletzt hat der 
Botschafter die Stätte der 
Schmach sofort verlassen. Der 
Zwischenfall w ar nicht mehr zu 
vermeiden und dürfte auch m it 
einem nun zu erwartenden P ro ­
test Belgrads nicht mehr repa­
rierbar sein. Grotewohl hat das 
alles vorher einkalkuliert. Es

austauseh, die von kommunisti­
scher Seite je tz t  vorgebrachten 
Drohungen stellen keine gute 
Atmosphäre fü r Verhandlungen 
dar. Das Ostberliner „Angebot“ 
müsse auch aus vielen anderen 
Gründen m it größter Skepsis 
betrachtet werden. Zu den Ber­
liner W ahlen betonte der Bür­
germeister, die CDU habe m it 
dem Vorurteil gebrochen, daß 
die Interessen der Arbeiter 
a llein  bei der SPD aufgehoben 
seien. Auch die Jugend stehe 
zum größten T e il in  den Reihen 
der CDU.

kam ihm darauf an, Moskaus 
antijugoslawische Kampagne er­
geben zu unterstützen und diese 
fragw ü rd ige A k tiv itä t im  Satel­
litenbereich nicht nur den fern­
östlichen Rotchinesen zu über­
lassen. Zur Parte ikritik  des 
SED - Zentralkomitees kommt 
nun in  a ller Öffentlichkeit und 
vo r dem versammelten ostdiplo­
matischen Korps die o ffizielle 
Staatskritik durch den R eg ie ­
rungschef ; d ie parteiinterne 
ideologische Attacke gegen  den 
Außenseiter-Sozialisten T ito  g e ­
nügte nicht mehr, die „ganze 
D D R “  steht je tz t  angeblich 
gegen  ihn.

W enn das fü r  d ie Belgrader 
kein Grund zur Verärgerung 
is t ! W ich tiger w äre es, man 
würde dort gew illt  sein, selbst­
kritisch den eigenen Standpunkt 
zur „Realität der beiden deut­
schen Staaten“ zu überprüfen. 
Jenen Standpunkt' nämlich, der 
vo r einem Jahr zur Anerken­
nung Pankows führte und da­
m it zum Abbruch der Beziehun­
gen zwischen Belgrad und Bonn. 
D ie  neue Herausforderung durch 
Grotewohl dürfte bei den Jugo­
slawen zumindest die Erkennt­
nis bewirken, m it der Aufnahme 
der diplomatischen Beziehungen 
zur Zone genau das Gegenteil 
des Erhofften erreicht zu haben; 
statt Entspannung des jugosla­
wischen Verhältnisses zum Ost­
block eine neue M öglichkeit der 
Verschärfung.

Grotewohl provoziert Tito
Jugoslawiens Gesandter verließ Pankower Revolutiansfeier



BILDEB BEB WOCHE. Staatsbesuche in Bonn. Oben: Mit einem Strauß gelber 
Nelken begrüßte Bundeskanzler Adenauer die Gattin des kanadischen Minister- 
Präsidenten Biefenbaker (links) auf dem Flugplatz Wahn. •— Unten: Brei Tage 
später traf der griechische Ministerpräsident Karamanlis zu dreitägigen Besprechun­

gen in Bonn ein.


